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(Rr. 12024.) Bekanntmachung der Neufaſſung des Textes der Verordnung über Familien⸗ 
güter. Vom 30. Dezember 1920. 


Aut Grund der durch § 5 Satz 3 der Verordnung zur Ergänzung der Ver⸗ 
ordnung über Familiengüter vom 22. September 1920 Geſetzſamml. S. 431) 
erteilten Ermächtigung wird der Text der Verordnung über Familiengüter vom 
10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 39) in der für die Familienfideikommiſſe, Erb⸗ 
ſtammgüter und Lehen geltenden Neufafjung nachſtehend bekanntgemacht. 


Berlin, den 30. Dezember 1920. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Verordnung über Familiengüter. 
(Familienfideikommiſſe, Erbſtammgüter und Lehen.) 
81. 


(1) Die Familiengüter find aufzulöſen. 

(2) Die Errichtung neuer Familiengüter ſowie die Vergrößerung von 
Familiengütern durch unentgeltliche Zuwendung wird unterſagt. 

(3) Soweit nicht bis zum 1. April 1921 die Auflöſung von Familien⸗ 
gütern nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 im Wege des Familienſchlußverfahrens 
geregelt ift, erfolgt die Zwangsauflöſung auf Grund Verordnung des Staats- 
miniſteriums. ; 

() Iſt vor dem 1. April 1921. die Aufnahme eines Familienſchluſſes be⸗ 
antragt worden, durch den die Auflöſung des Familienguts geregelt werden ſoll, 
ſo kann die Aufſichtsbehörde auf Antrag beſtimmen, daß die Aufnahme des 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12024.) . i 

Ausgegeben zu Berlin den 15. Januar 1921. 11 


e 


Familienſchluſſes zur Vermeidung der Zwangsauflöſung bis zum 1. April 1922 
erfolgen kann, wenn triftige Gründe hierfür ſprechen. Iſt die Auflöſung durch 
die Familie nicht rechtzeitig beſchloſſen, ſo gilt Abſ. 3 entſprechend. u 

(5) Nach Beginn der Zwangsauflöſung (Abſ. 3, 4) kann die Familie die 
allmähliche Auflöſung ($ 38 Abſ. 1 Satz 3 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 
19. November 1920) überhaupt nicht mehr und die ſofortige nur noch inſoweit 
beſchließen, als nicht bereits Maßnahmen der Zwangsauflöſung getroffen ſind. 

(e) Die Vorſchriften der Ab. 4 und 5 gelten ſinngemäß, wenn ein 
Familiengut auf Grund anderer geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen 
($ 12) aufgelöſt wird. 

(7) Bis zur Durchführung der Auflöſung von Familiengütern iſt zum ent⸗ 
geltlichen Erwerbe von Grundbeſitz für ein Familiengut die Genehmigung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten er⸗ 
forderlich. Soll einem Familiengut in einem Verwendungsverfahren ein Grund⸗ 
ſtück einverleibt werden, das nicht größer iſt als zwei Hektar, jo genügt die Ge⸗ 
nehmigung der Auseinanderſetzungsbehörde. 

(8) Familiengüter im Sinne dieſer Verordnung find Familienfideikommiſſe, 
Erbſtammgüter und Lehen. 


82. 

(1) Jedes Familiengut kann durch einen Familienſchluß aufgelöſt werden. 

() Der Familienſchluß bedarf der Aufnahme und Beſtätigung durch die 
Aufſichtsbehörde; bei Thronlehen iſt außerdem die Genehmigung der Thronlehns⸗ 
kurie erforderlich. 

ö 83. 

(1) Zur Teilnahme am Familienſchluſſe ($ 2) find außer dem Inhaber (Ber 
fiber, Nutznießer) die zur Nachfolge in das Familiengut berufenen Familienmit⸗ 
glieder (Anwärter) berechtigt. 

(2) Soll nach der Nachfolgeordnung das Familiengut auf den Frauenſtamm 
erſt nach dem Ausſterben des Mannesſtamms übergehen, ſo ſind die Mitglieder 
des Frauenſtamms zur Teilnahme am Familienſchluſſe nur inſoweit berechtigt, 
als nicht drei beſſer berechtigte Familienmitglieder zwiſchen ihnen und dem Inhaber 
des Familienguts ſtehen, es ſei denn, daß ſtiftungsmäßig die Zuſtimmung des 
ganzen Frauenſtamms ausdrücklich gefordert iſt. i 

() Anwärter, die ſich nicht innerhalb des Deutſchen 1 aufhalten, 
ſind zum Familienſchluſſe nicht zuzuziehen, ſofern ſie nicht zur zahrnehmung 
ihrer Anwärterrechte einen innerhalb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellt und die Bevollmächtigung der Aufſichtsbehörde durch eine 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen haben. 

(4) Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Beteiligte 
werden durch ihren geſetzlichen Vertreter vertreten. An die Stelle der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts tritt die Genehmigung der Aufk 
behörde. Dieſe kann abweſenden, unbekannten oder ungewiſſen Beteilt 
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($$ 1911, 1913 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) und ſolchen Beteiligten, bei 
denen die Aufſichtsbehörde die Vertretung durch ihren geſetzlichen Vertreter als 
nachteilig erachtet, einen Pfleger beſtellen. Iſt der Inhaber zugleich der 
geſetzliche Vertreter des nächſten Folgeberechtigten, ſo wird dieſer ſtets durch 
einen Pfleger vertreten. 5 
SA. 

(1) Die Aufnahme eines Familienſchluſſes (§ 2) kann nur von dem Inhaber 
des Familienguts oder von der Familienvertretung (Familienpfleger, Familienrat, 
Agnatenausſchuß, Kuratoren, Exekutoren uſw.) beantragt werden. 

%) Mit dem Antrag iſt ein Entwurf des Familienſchluſſes und ein Ver⸗ 
zeichnis der teilnahmeberechtigten Familienmitglieder (Familien verzeichnis) ſowie 
derjenigen Anfall⸗ oder Heimfallberechtigten, denen das Familiengut für den Fall 
ciner geſetzlichen Auflöſung anfallen ſoll, einzureichen. 

(3) Die Aufſichtsbehörde hat den Antrag dem Juſtizminiſter, dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und dem Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung mitzuteilen; der Juſtizminiſter kann nähere Beſtimmungen 
darüber treffen, in welchen Fällen und wie dieſe Mitteilung erfolgen ſoll. 

() Die Aufſichtsbehörde hat den Entwurf des Familienſchluſſes ſowie die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes (Abſ. 2) zu prüfen. Der Antrag⸗ 
ſteller hat auf Erfordern der Aufſichtsbehörde die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
des Verzeichniſſes durch öffentliche Urkunden oder in anderer Weiſe nachzuweiſen. 
Die Auffichtsbehörde kann von ihm auch eine eidesſtattliche Verſicherung über die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes verlangen. Zur Anſtellung 
weiterer Ermittlungen hierüber iſt fie nicht verpflichtet. 

(6) Die Auſſichtsbehörde ſoll auf eine ſachgemäße Faſſung des Entwurfs 
hinwirken. Sie ſoll auch darauf hinwirken, daß die Verſorgungsberechtigten, die 
Angeſtellten und die ſonſtigen Gläubiger des Familienguts wegen ihrer Anſprüche 
hinreichend ſichergeſtellt werden, ſowie daß, ſoweit es das öffentliche Intereſſe 
erfordert, zum Familiengute gehörende Gegenſtände (insbeſondere Sammlungen, 
Büchereien, Archive) von beſonderem geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder künſt⸗ 
leriſchen Werte dauernd im Inlande bewahrt und gemeinnützige Einrichtungen 
erhalten werden. 5 | 

(6) Beſtehen gegen den Entwurf keine Bedenken, oder ſind die erhobenen 
Bedenken beſeitigt, oder kann auf ihrer Beſeitigung nicht beſtanden werden, ſo 
hat die Auffichtsbehörde einen Termin zur Aufnahme des Familienſchluſſes (Auf⸗ 
nahmetermin) zu beſtimmen. 


8 5. 

() Zum Aufnahmetermin ($ 4 Abſ. 6) ſind die zuzuziehenden Familien⸗ 
mitglieder und die Familienvertretung, falls eine ſolche vorhanden iſt, unter 
Mitteilung des Entwurfs zu laden. Der Aufnahmetermin iſt außerdem durch 
den „Reichsanzeiger“ öffentlich bekanntzumachen und dem Juſtizminiſter und 
dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten mitzuteilen; ſie ſind 
berechtigt, zu dem Termin einen Vertreter zu entſenden; § 4 Abſ. 3 Halbſatz 2 
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gilt entſprechend. Die öffentliche Bekanntmachung hat wenigſtens einen Monat 
vor dem Aufnahmetermin zu erfolgen. In der Bekanntmachung ſind die Teil⸗ 
nahmeberechtigten ($ 3 Abſ. 1) aufzufordern, ſich bei der Aufſichtsbehörde zu 
melden. In den Ladungen ſowie in der öffentlichen Bekanntmachung iſt auf die 
Rechtsfolge aus § 6 Abſ. 3 Satz 1 hinzuweiſen. 

() Im Aufnahmetermin iſt über den Entwurf des Familienſchluſſes zu 
verhandeln und das Ergebnis der Beſchlußfaſſung feſtzuſtellen. 

(3) Die Erklärung zu dem Entwurfe des Familienſchluſſes kann außer in 
dem Aufnahmetermin in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde 
abgegeben werden, die ſpäteſtens am Tage vor dem Aufnahmetermin der Auf 
ſichtsbehörde einzureichen iſt. 

§ 6. 

(1) Der Familienſchluß über die Auflöſung des Familienguts kommt zu⸗ 
ſtande, wenn der Inhaber und die Anwärter ihm zuſtimmen. 

e) Zum Zuſtandekommen des Familienſchluſſes genügt es auch: 

J. wenn die Hälfte der gemäß § 3 zuzuziehenden und derjenigen nicht zu— 
zuziehenden Anwärter, die ſich an der Abſtimmung beteiligt haben 
einſchließlich der zwei nächſten Anwärter — zuſtimmt und die Zu⸗ 
ſtimmung der Anwärter, welche die Zuſtimmung verweigert haben, 
durch die Zuſtimmung der Familienvertretung erſetzt wird. Fehlt eine 
Familienvertretung oder ſtehen ihrer Zuziehung erhebliche Schwierig- 
keiten entgegen, jo kann die Auffichtsbehörde eine Familienvertretung 
beſtellen. Für dieſe Familienvertretung gelten die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über Pflegſchaften entſprechend. Nächſte An⸗ 
wärter im Sinne dieſer Beſtimmung find diejenigen unbeſchränkt ge 
ſchäftsfähigen Anwärter, welche hinter dem Inhaber und feinen Ab- 
kömmlingen zunächſt zur Nachfolge berufen ſind. Nicht zuzuziehen ſind 
dabei Anwärter, die Abkömmlinge eines bereits zugezogenen Anwärters 
find. § 3 Abſ. 3 gilt entſprechend 

II. wenn eine Mehrheit von drei Vierteln der Familienmitglieder zuftimmt; 

bei der Berechnung dieſer Mehrheit ſind der Inhaber und die gemäß 
§ 3 zuzuziehenden ſowie diejenigen nicht zuzuziehenden Anwärter, die 
ſich an der Abſtimmung beteiligt haben, zu zählen. 

(3) Die zuzuziehenden Anwärter, die beſonders geladen find, gelten als zu- 
ſtimmend, wenn fie keine Erklärung (§ 5 Abſ. 2, 3) abgeben. Der Inhaber und 
der nächſte Folgeberechtigte müſſen in jedem Falle ausdrücklich zuſtimmen. 

(4) Der Zuſtimmung von Anfall oder Heimfallberechtigten bedarf es nur, 
ſoweit das Anfall oder Heimfallrecht für den Fall einer geſetzlichen Auflöſung 
des Familienguts beſtimmt iſt und durch den Familienſchluß beeinträchtigt wird. 
W N muß in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Form erklärt 
werden. 
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) Die für das Familiengut geltenden ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen 
können durch Familienſchluß geändert werden. 


(2) Für den Familienſchluß gelten die §§ 2 bis 6. Überfteigt die Zahl der 
Anwärter zehn und ſtimmen die fünf nächſten Anwärter (§ 6 Abſ. 2 Ziffer I 
Satz 4 bis 6) dem Familienſchluſſe zu, jo kann die Zuſtimmung der in der Nach⸗ 
folgeordnung ihnen nachſtehenden Anwärter durch die Zuſtimmung der Familien⸗ 
verkrekung erſetzt werden. Dies gilt nicht, wenn die Beſtimmungen über die 
Nachfolge zum Nachteile der nicht zugezogenen Anwärter geändert werden ſollen. 
Über das Vorliegen dieſer Vorausſetzung entſcheidet die Aufſichtsbehörde bei der 
Beſtätigung ($ 9). 


88. 


() Der Inhaber des Familienguts kann auf Grund eines Familienſchluſſes 
über die zum Familiengute gehörenden Gegenſtände verfügen und Verpflichtungen 
für das Familiengut begründen. Für den Familienſchluß gelten die $$ 2 bis 7. 

(2) An Stelle eines Familienſchluſſes genügt die ſchriftliche Zuſtimmung 
der Familienvertretung oder mangels einer Familienvertretung der beiden nächſten 
Anwärter ($ 6 Abſ. 2 Ziffer 1 Satz 4 bis 6), falls: 

1. Grundſtücke zu öffentlichen Zwecken, insbeſondere zum Zwecke der 

inneren Koloniſation, veräußert oder belaſtet werden follen; 

2. außerordentliche Aufwendungen zur Erhaltung des Familienguts gemacht 
oder Mittel für eine Verbeſſerung aufgebracht werden ſollen, die nach 
dem Zeugniſſe der öffentlichen Kreditanſtalt geeignet iſt, den Wert des 
Familienguts dauernd zu erhöhen oder die ordnungsmäßige Bewirt⸗ 
ſchaftung nachhaltig zu fördern) 

3. Steuern und andere öffentliche Abgaben, die als auf den Stamm des 
Vermögens gelegt anzuſehen ſind, entrichtet oder auf geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift beruhende Verpflichtungen aus dem Stamme des Vermögens 
erfüllt werden ſollen; 

4. Dienft, Pacht⸗ oder Mietverträge geſchloſſen werden ſollen; 

5. Verfügungen über Kapitalien (Gelder, Forderungen, Wertpapiere uſw.) 
getroffen werden ſollen, die einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des 
Familienguts oder öffentlichen Zwecken dienen, 

6. dem Inhaber Aufwendungen, die er zu den in Ziffer 2 und 3 ge⸗ 
nannten Zwecken gemacht hat, erſtattet werden ſollen. Der Inhaber 
kann die Erſtattung dieſer Aufwendungen, ſofern nicht ſtiftungsmäßig 
oder hausgeſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, aus dem Familiengute ver⸗ 
langen. 
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(3) Die Zuſtimmung (Abſ. 2) bedarf der Beſtätigung durch die Aufſichts⸗ 
behörde. Die Auffichtsbehörde kann die ſofortige Vollziehung der beſchloſſenen 
Maßnahmen anordnen. = 


(4) Fehlt es an geeigneten Anwärtern oder ſtehen ihrer Zuziehung erheb⸗ 
liche Schwierigkeiten entgegen, jo kann die Aufſichtsbehörde eine Familienvertretung 
beſtellen. § 6 Abſ. 2 Ziffer 1 Satz 2 und 3 gilt entſprechend. 
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() Die Auffichtsbehörde hat die Beſtätigung (§ 2 Abſ. 2, § 8 Abſ. 3) zu 

verſagen: 

1. wenn durch den Familienſchluß oder die Zuſtimmung ($ 8 Abſ. 3) das 
Geſetz verletzt iſt; 

2. wenn durch die Vollziehung des Familienſchluſſes einzelne Familienmit⸗ 
glieder gegenüber anderen unbillig benachteiligt werden, es ſei denn, 
daß ſie ſich ausdrücklich einverſtanden erklärt haben / 

3. wenn die Rechte der im § 4 Abf. 2 genannten Anfall- oder Heimfall⸗ 
berechtigten ohne ihre Zuſtimmung beeinträchtigt find. 


(2) Die Aufſichtsbehörde kann die Beſtätigung verſagen, wenn die nach 
§ 10a erforderliche Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten nicht vorliegt. 


(3) Der Beſchluß über die Beſtätigung tft den zuzuziehenden Familienmit⸗ 
gliedern und den im § 4 Abſ. 2 bezeichneten Anfall⸗ und Heimfallberechtigten zu⸗ 
zuſtellen und im „Reichsanzeiger“ öffentlich bekanntzumachen. 


() Gegen den Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde gegeben. Sie iſt 
binnen einer Notfriſt von zwei Monaten ſeit der öffentlichen Bekanntmachung 
bei der Aufſichtsbehörde oder bei dem Juſtizminiſter einzureichen. Über die Be⸗ 
ſchwerde entſcheidet der Juſtizminiſter. 


(6) Iſt die Beſtätigung verſagt, jo ſteht die Beſchwerde dem Inhaber und 
dem nächſten Folgeberechtigten, den beiden nächſten Anwärtern (§ 6 Abſ. 2 
Ziffer 1 Satz 4 bis 6) und der Familienvertretung zu. Iſt die Beſtätigung 
erteilt, ſo ſteht die Beſchwerde den beiden nächſten Anwärtern der Familienver⸗ 
tretung und denjenigen Familienmitgliedern zu, die dem Familienſchluſſe wider⸗ 
ſprochen haben oder die entgegen der Vorſchrift des Geſetzes nicht zugezogen ſind, 
ferner den Anfall⸗ oder Heimfallberechtigten im Falle des Abſ. 1 Ziffer 3. 


(6) Iſt der Familienſchluß oder die Zuſtimmung (§ 8 Abf. 2) rechtskräftig 
beſtätigt und genehmigt, ſo kann nach keiner Richtung geltendgemacht werden, 
daß die in dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Vorausſetzungen nicht erfüllt 
waren. 
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§ 9a. 


Die zur Vollziehung der auf Grund des rechtskräftig beſtätigten Familien⸗ 
ſchluſſes oder der rechtskräftig beſtätigten Zuſtimmung ($ 8 Abſ. 2, 3) erforder⸗ 
lichen Eintragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen auf Er⸗ 
ſuchen der Aufſichtsbehörde, ſoweit nicht der Juſtizminiſter ein anderes beſtimmt; 
der Juſtizminiſter kann auch nähere Beſtimmungen darüber treffen, wie das Er⸗ 
ſuchen der Aufſichtsbehörde erfolgen ſoll. Die Aufſichtsbehörde kann im Falle 
des § 10a das Grundbuchamt um Eintragung des Schutzforſtvermerkes (Wein⸗ 
bergvermerkes) ſchon vor Eintritt der Rechtskraft des Familienſchluſſes und der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter erſuchen. 


§ 9b. 


(1) Die Aufſichtsbehörde ift befugt, in Gemäßheit eines von ihr rechtskräftig 
beſtätigten Familienſchluſſes zum Familiengute gehörende Wälder, Sammlungen, 
Archive und gemeinnützige Einrichtungen, ſofern deren geſchloſſene Erhaltung im 
öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheint, in eine Stiftung umzuwandeln. Die 
Stiftung entſteht mit der rechtskräftigen Feſtſetzung der Satzung durch die Auf 
ſichtsbehörde. 

() Bei Feſtſetzung der Satzung iſt den Intereſſen des Gemeinwohls durch 
Anordnung entſprechender Beſuchs⸗ und Benutzungsordnungen Rechnung zu tragen. 


(3) Die Feſtſetzung der Satzung erfolgt durch Beſchluß der Aufſichts⸗ 
behörde. Gegen den Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 


() Sollen Wälder, bei denen die Vorausſetzungen des § 10 gegeben find, 
in eine Stiftung umgewandelt werden, ſo entſteht die Stiftung nicht vor der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter und hat die Eintragung in die öffent⸗ 
lichen Bücher und Negijter nicht vorher zu erfolgen. 


§ 98. 


(1) Mit der rechtskräftigen Beſtätigung und der Genehmigung des Familien⸗ 
ſchluſſes iſt das Familiengut aufgelöſt. Dies gilt auch dann, wenn der nach 
dem Familienſchluſſe zunächſt Berufene in der Verfügung über das frühere 
Familiengut noch nach Art eines Vorerben beſchränkt iſt. 

(2) Mit dem genannten Zeitpunkte gehen die Beſtandteile des Familien⸗ 
guts auf die nach dem Familienſchluſſe Berufenen kraft Geſetzes über, es ſei 
denn, daß die Berufung nur auf einzelne Gegenſtände erfolgt iſt. 

6) Iſt in dem Familienſchluſſe, durch den ein Familiengut aufgelöſt wird, 
angeordnet, daß ſich die Auflöſung allmählich vollziehen ſoll ($ 38 Abſ. 1 Satz 3 
der Zwangsauflöſungsverordnung), ſo tritt die Wirkung der vorſtehenden Be⸗ 
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ſtimmungen mit dem Zeitpunkt ein, in dem das Vermögen nach Inhalt des 
Familienſchluſſes freies Eigentum wird. 


8 94. 


(1) Für die am Tage der Auflöſung des Familienguts noch beſtehenden 
FJamiliengutsverbindlichkeiten haften nacheinander, ſoweit eine beſtellte dingliche 
Sicherheit nicht reicht, der bisherige Inhaber ſowie derjenige perſönlich, dem das 
Familiengut auf Grund des Familienſchluſſes angefallen iſt. 


(2) Die nach dem Familienſchluſſe Berufenen haben hinſichtlich ihrer Haftung 
die Stellung von Erben und, wenn ihnen nur einzelne Gegenſtände zugewieſen 
ſind, die Stellung von Vermächtnisnehmern. Die Familiengutsgläubiger haben 
die Stellung von Nachlaßgläubigern. 


(3) Für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts iſt die Aufſichtsbehörde zu⸗ 
ftändig; dieſe kann die Verrichtungen des Nachlaßgerichts auf ein Amtsgericht 
übertragen. 


2610. 


() Gehört zu dem Familiengute Wald, der ſich nach ſeiner Beſchaffenheit 
und nach ſeinem Umfange zu einer nachhaltigen forſtmäßigen Bewirtſchaftung 
eignet, ſo iſt der Inhaber verpflichtet, den Wald nach forſtwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen, welche die Nachhaltigkeit der Erträge gewährleiſten, zu bewirtſchaften und 
für den Schutz und die Bewirtſchaftung des Waldes durch genügend befähigte 
Perſonen ausreichende Fürſorge zu treffen. Iſt das Maß der Nutzung und die 
Art der Bewirtſchaftung des Waldbeſitzes nicht durch einen ordnungsmäßigen 
Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt, ſo kann der Inhaber von der Aufſichtsbehörde auf⸗ 
A werden, einen ſolchen Wirtſchaftsplan aufzuſtellen. Kommt er dieſer 

ufforderung innerhalb der geſtellten Friſt nicht nach, ſo hat die Aufſichtsbehörde 
den Plan aufzuſtellen. Der Wirtſchaftsplan bleibt ſo lange maßgebend, bis er 
von der Aufſichtsbehörde außer Kraft geſetzt wird. | 


(2) Verletzt der Inhaber die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung, 
ſo hat die Aufſichtsbehörde die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung der 
ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft zu treffen; bei erheblicher Pflichtverletzung kann 
ſie dem Inhaber die Verwaltung des Familienguts nach § 11 entziehen. 


10a 


(1) Zur Auflöſung des Familienguts ift im Falle des § 10 Abſ. 1 Satz 1 
die Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten erforderlich. Die Genehmigung iſt gegenüber der Aufſichts⸗ 
behörde zu erklären. 5 


Ba 


(2) Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn in dem Familienſchluſſe Vor⸗ 
ſorge getroffen iſt, daß der Wald vor einer unwirtſchaftlichen Zerſplitterung 
geſchützt wird und der Verfügungsberechtigte ſich der Beſchränkung unterwirft, 
daß das Maß der Nutzung und die Art der Bewirtſchaftung durch einen be⸗ 
hördlich genehmigten Wirtſchaftsplan nach den anerkannten Grundſätzen einer 
forſtmäßigen Wirtſchaft feſtgeſtellt werden. Die Erfüllung der Verpflichtung if 
durch Eintragung in das Grundbuch zu ſichern. Auf ihre Durchführung finden 
die §8 132, 133 und 135 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) entsprechende Anwendung. 

(3) Zur Sicherung gegen unwirtſchaftliche Zerſplitterung genügt es, wenn 
der zu einer einheitlichen Bewirtſchaftung zu erhaltende Wald im Grundbuch als 
ein einheitliches Grundſtück eingetragen und auf dem Grundbuchblatte dieſes 
Grundſtücks vermerkt wird, daß eine Teilung oder Veräußerung nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten zuläſſig iſt. 

() Die Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 3 finden auf die geſchloſſene Er⸗ 
haltung von Weinbergen entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß es der 
Vorlegung eines Wirtſchaftsplans nicht bedarf. 


§ 10 b. 

(1) Iſt die Beſtätigung ohne die nach $ 10a erforderliche Genehmigung 
erfolgt, ſo iſt der beſtätigte Familienſchluß dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und dem Juſtizminiſter zuzuſtellen. Die genannten 
Miniſter können den Familienſchluß aufheben, wenn den Erforderniſſen des $ 10a 
Abſ. 2, 3 nicht genügt iſt. Die Aufhebung erfolgt durch Erlaß zu Händen der 
Aufſichtsbehörde. Iſt die Aufhebung nicht binnen vier Monaten nach der Be⸗ 
ſtätigung des Familienſchluſſes erfolgt, ſo gilt die Genehmigung aus § 10a 
als erteilt. 

() Die Aufſichtsbehörde hat eine etwaige Aufhebung des Familienſchluſſes 
den Beteiligten gemäß § 9 Abſ. 3 Satz 1 bekanntzugeben. Das gleiche gilt, 
wenn der Familienſchluß rechtskräftig beſtätigt und genehmigt iſt. 


Ik 

() Wird durch das Verhalten des Inhabers oder durch ſeine ungünſtige 
Vermögenslage die Gefahr einer erheblichen Schädigung des Familienguts 
begründet, ſo kann die Aufſichtsbehörde dem Inhaber die Vermögensverwaltung 
des Familienguts entziehen und einem Pfleger übertragen. Sind nur einzelne 
Beſtandteile gefährdet, ſo kann die Anordnung auf dieſe beſchränkt werden. Für 
die Pflegſchaft gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Pfleg- 
ſchaften entſprechend. 

(2) Die Aufſichtsbehörde ſoll, bevor fie dem Inhaber die Verwaltung ent- 
zieht, wenn tunlich, den Inhaber und die Familienvertretung, mangels einer 
ſolchen die beiden nächſten Anwärter ($ 6 Abf. 2 Ziffer I Satz 4 bis 6), hören. 
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Se Be 

Die Befugnis des Inhabers, der Familienvertretung oder der am Familien⸗ 
gute berechtigten Familien ſowie der Aufſichtsbehörden oder ſonſtiger Perſonen 
oder Stellen, Verfügungen und Anordnungen über das Familiengut auf Grund 
anderer geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen zu treffen, wird durch 
die Vorſchriften dieſer Verordnung nicht berührt. Die Vorſchrift des § 3 Abſ. 2 
gilt ſinngemäß. Wird durch ſtiftungsmäßige Vorſchriften, die einen durch 
Beſchränkung des Kreiſes der zu beteiligenden Anwärter vereinfachten Familien⸗ 
ſchluß zulaſſen, die Zuſtimmung von Mitgliedern des Frauenſtamms verlangt, ſo 
ſind dieſe zuzuziehen. 

$ 13. 

() Aufſichtsbehörde im Sinne diefer Verordnung iſt, ſofern das Familien⸗ 
gut bereits der Aufſicht eines Oberlandesgerichts unterſteht, dieſes Oberlandes⸗ 
gericht, bei Thronlehen die Thronlehnskurie oder die von ihr beſtimmte Behörde, 
im übrigen das Oberlandesgericht, in deſſen Bezirk das Vermögen des Familien⸗ 
guts ganz oder ſeinem Hauptbeſtande nach ſich befindet. 

(2) In Streit⸗ oder Zweifelsfällen entſcheidet der Juſtizminiſter; er kann 
die auf Grund dieſer Verordnung oder anderer Vorſchriften begründete Zuſtändig⸗ 
keit zur Führung der Aufſicht auch abweichend vom Abſ. 1 regeln und einer 
anderen Behörde übertragen. 

(3) Die Aufſichtsbehörde hat für alle Familiengüter die im Artikel 16 des 
Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 307) bezeichneten Befugniſſe. Die Beſtimmung des § 9a Satz 1 
bleibt unberührt; Artikel 16 Abſ. 2 des genannten Geſetzes gilt entſprechend; 
Artikel 18 wird aufgehoben. 

$ 14. f 

Iſt bis zum 1. November 1920 ein Familienſchluß aufgenommen, ſo gelten 
die Beſtimmungen der Verordung über Familiengüter in der Faſſung vom 
10. März 1919 Geſetzſamml. S. 39). 8 


§˖ 15. 
Die Ausführung der Verordnung erfolgt durch den Juſtizminiſter. 


$ 16, Beer 
Für die ſtandesherrlichen Hausvermögen gelten die Beſtimmungen des 
Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung 
der Hausvermögen vom 23. Juni 1920 Geſetzſamml. S. 367) und der Ver⸗ 
ordnung über Familiengüter in der Faſſung vom 10. März 1919 Geſetzſamml. 
S 8 i i 
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Berichtigungen. 
0 5 Auf Seite 585/86 der Geſetzſammlung 1920 zu § 59 Ziffer 4 muß 
es heißen: 

„4. die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens 
eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, auch keine oder keine 
erkennbare Bezeichnung eines Kreiswahlvorſchlags mit der Nummer 
aus der amtlichen Bekanntgabe und auch kein zuläſſiges Kennwort 
enthalten;! 

101 2. Auf Seite 604 der Geſetzſammlung 1920 zu Abſ. 4 Ziffer 5 muß es 
eißen: 

77 Stimmzettel, weil ſie keinen Namen oder keine Angabe, aus 

der die Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen 
war, auch keine oder keine erkennbare Bezeichnung eines Kreiswahl⸗ 
vorſchlags mit der Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe und auch 
kein zuläſſiges Kennwort enthielten. 

Nr. der Anlagen E 

3. Auf Seite 18 der Geſetzſammlung 1921 zu § 47 Ziffer 4 muß es 

heißen: 

„4. die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens 
eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, auch keine oder keine 
erkennbare Bezeichnung eines Wahlvorſchlags mit der Nummer aus 
der amtlichen Bekanntgabe und auch kein zuläſſiges Kennwort enthalten;“ 

4. Auf Seite 33 der Geſetzſammlung 1921 zu Abſ. 2 Ziffer 5 muß es 
heißen: a 
5 Stimmzettel, weil ſie keinen Namen oder keine Angabe, aus 
der die Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen 
war, auch keine oder keine erkennbare Bezeichnung eines Wahlvorſchlags 
mit der Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe und auch kein zu⸗ 

läſſiges Kennwort enthielten. 

Nr. der Anlagenn 3 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekanntgemacht: 

1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 8. September 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr, für die 
Herſtellung von Starkſtromfernleitungsanlagen einſchließlich zugehöriger 
Stationen mit Anſchlußgleiſen, durch die Amtsblätter der Regierung in 
Köln Nr. 43 S. 400, ausgegeben am 23. Oktober 1920, und der Re⸗ 
gierung in Düſſeldorf Nr. 38 S. 378, ausgegeben am 9. Oktober 1920; 


an 


2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 2. November 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Berlin für 
den Bau einer 100 000⸗Volt⸗Leitung von Berlin⸗Friedrichsfelde (Mager⸗ 
viehhof) nach dem ſtädtiſchen Kraftwerk Moabit in Berlin, Südufer 7—9, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 49 S. 608, ausgegeben am 11. Dezember 1920; 

3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 20. November 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Auguſt Thyſſen⸗ 
Hütte, Gewerkſchaft in Hamborn, für die Aufrechterhaltung des Betriebs 
der gewerkſchaftlichen Verbindungsbahn von Bruckhauſen nach Dinslaken, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 48 S. 485, aus⸗ 
gegeben am 18. Dezember 1920; 


4. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 29. November 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Frankfurt a. O. 
für die Schaffung eines ordnungsmäßigen Zuganges zu dem auf dem 
neuen ſtädtiſchen Friedhof an der Leipziger Straße befindlichen Ehren⸗ 
friedhofe für gefallene Krieger, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Frankfurt a. O. Nr. 50 S. 331, ausgegeben am 18. Dezember 1920. 
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